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Bis zu ihrer Pensionierung war Margarete Reske, 69, Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht Köln.

C&W 4

»Diese Arbeit  
verschafft mir  
kein Gefühl der  
Befriedigung«
Seit zwei Jahren entscheidet eine Kommission im Auftrag der katholischen Kirche über  
Schmerzensgelder für Missbrauchsbetroffene. Wie gerecht geht es dabei zu? Ein Gespräch  
mit der Vorsitzenden Margarete Reske VON RAOUL LÖBBERT UND GEORG LÖWISCH

Christ&Welt: Frau Reske, seit Anfang 2021 ent-
scheidet die UKA, die Unabhängige Kommission für 
Anerkennungsleistungen, wie viel Geld Missbrauchs-
betroffene als Kompensation von der katholischen  
Kirche erhalten. Wie wird man als ehemalige Richte-
rin Vorsitzende dieser Kommission?
Margarete Reske: Mich rief ein Mitglied des von den 
Bischöfen dafür berufenen Wahlgremiums an. Ich saß 
im Zug. Die Verbindung war miserabel. Zuerst dach-
te ich, ich solle einen aktiven Juristen empfehlen. 
Dann merkte ich: Ich bin gemeint. Während der 
Zugfahrt habe ich es mir überlegt, und da mir die 
Aufgabe sinnvoll erschien, sagte ich: Ich bin bereit.
C&W: Wussten Sie, worauf Sie sich einlassen?  
Kannten Sie die Verfahrensordnung, die die Arbeit 
der UKA regelt?
Reske: Zu dem Zeitpunkt nicht. Ich habe sie im An-
schluss studiert.
C&W: War am anderen Ende der Leitung ein  
Bischof?
Reske: Nein, das war nicht der Fall. Warum interes-
siert Sie das?
C&W: Die UKA wurde von der Deutschen Bischofs-
konferenz ins Leben gerufen. Die Bischöfe gaben die 
Verfahrensordnung vor. Da liegt die Frage nahe, wie 
unabhängig die Unabhängige Kommission ist.
Reske: Weder ich noch sonst jemand in der Kommis-
sion oder in unserer Geschäftsstelle ist Weisungen der 
Bischöfe unterworfen. Wir sind in unseren Entschei-
dungen frei.
C&W: Und dennoch werden die Mitglieder der UKA 
von den Bischöfen ernannt. Die Bischöfe stellen die 
Räumlichkeiten, in denen Sie in Bonn arbeiten. In 
Bonn sitzt auch die Bischofskonferenz.
Reske: Wir sind von der Bischofskonferenz institutio-
nell und räumlich klar getrennt. Noch mal: Wenn die 
Bischöfe versuchten, uns zu Befehlsempfängern zu 
machen, wäre ich raus. Sofort.
C&W: Laut Verfahrensordnung arbeiten die Mitglie-
der der Kommission ehrenamtlich. Sie bekommen aber 
eine Aufwandsentschädigung von den Bischöfen. Wie 
hoch ist die?
Reske: Ich bekomme für die Sitzungen im Plenum 
und der 1. Kammer als Vorsitzende 800 Euro. Das 
rechtfertigt sich aus dem enormen Vorbereitungsauf-
wand durch die Lektüre aller anstehenden Akten, was 
zudem wirklich belastend ist. Die Vorbereitung dauert 
regelmäßig mehrere Tage. Die Mitglieder erhalten 
deutlich weniger. Für die wenigen Akten, in denen ich 
selbst auch Berichterstatterin bin, bekomme ich noch-
mals 50 Euro. Seit Januar 2021 hatten 
wir 29 Plenarsitzungen. Hinzu kom-
men die Tagungen der drei Kammern 
der UKA. Die 1. Kammer, der ich vor-
sitze, traf sich 24-mal, die zweite 23-
mal und die dritte Kammer 14-mal.
C&W: Da kommt eine stattliche  
Summe zusammen.
Reske: Sie konstruieren da etwas, das 
nichts mit der Realität zu tun hat. Die 
Zahl der Sitzungen ist der Flut der 
Anträge geschuldet, mit der wir uns zu 
Beginn konfrontiert sahen. Um dieser 
Flut Herr zu werden und die Bearbei-
tungszeit im Sinn der Betroffenen zu verkürzen, grün-
deten wir die drei Kammern.
C&W: Warum sah keiner die Flut kommen? Zu  
Anfang war Ihre Kommission heillos überfordert.  
Betroffene, die ihren Missbrauch bis ins Detail  
beschreiben mussten, warteten viele Monate auf  
ein Wort von Ihnen. Das hat einige neu verletzt.
Reske: Das bedaure ich. Doch wessen Fehler war das? 
Wir konnten erst ab Januar 2021 tätig werden. Laut 
Verfahrensordnung war nur eine Plenarsitzung im 
Vierteljahr vorgesehen. Schnell war klar: Das reicht 
niemals. Ich kam mir wie Sisyphos vor. Um das 
Schlimmste zu verhindern, arbeiteten wir mit Priori-
sierungen: Besonders alte oder kranke Antragsteller 
wurden vorgezogen. Mittlerweile ist es uns gelungen, 
die Bearbeitungszeit auf vier Monate zu verkürzen. 
C&W: Also war es der Fehler der Bischöfe. Sie hätten 
es kommen sehen müssen.
Reske: Hinterher ist man immer klüger. Jedenfalls, wir 
kommen voran: Ende Oktober 2022 waren insgesamt 
2042 Anträge eingegangen und 1696 beschieden.
C&W: Die Bistümer nehmen Ihnen viel Arbeit ab: 
Dort werden die Anträge vorbereitet. Bistumsmitar-
beiter prüfen die Plausibilität jedes Antrags und geben 
ein Votum ab.
Reske: Das ist nicht korrekt. Es handelt sich um ein 
zweistufiges Verfahren mit unabhängigen Ansprech-
personen vor Ort. Das sind zum Beispiel Juristen, 
Mediziner, Sozialarbeiter, ehemalige Polizeibeamte 
und gerade keine Bistumsmitarbeiter.
C&W: Aber diese Ansprechpersonen werden vom  
zuständigen Bischof ernannt. Sie arbeiten ehrenamtlich, 
bekommen oft eine Aufwandsentschädigung. Man er-
reicht sie über Kontaktformulare auf den Bistumsseiten.
Reske: Sie tun so, als sollte da etwas verhindert wer-
den. Dem ist nicht so. Die Ansprechpersonen helfen 
den Betroffenen mit den Anträgen. Im Fall der Plau-
sibilitätsprüfung heißt das, zu überprüfen, ob die 
Tatschilderung den objektiven Tatsachen wider-
spricht und ob im Übrigen bei Würdigung aller Um-
stände eine überwiegende Wahrscheinlichkeit für ihre 
Richtigkeit spricht. Im entsprechenden Fall ist die 
Plausibilität zu bescheinigen. Das ist der Vorteil des 
Systems: Anders als vor Gericht muss der Betroffene 
die Tat nicht beweisen. Die überwiegende Wahr-
scheinlichkeit reicht.
C&W: Und wenn die »unabhängige« Ansprechperson 
die Plausibilität abspricht?
Reske: Dann schreibt sie ein negatives Votum. Das 
landet in unserer Geschäftsstelle und wird erst einmal 
auf Vollständigkeit geprüft. Danach schaue ich es mir 
an, prüfe es auf Nachvollziehbarkeit und bitte das 
Bistum gegebenenfalls um Stellungnahme. Bei Bedarf 
gibt es ein persönliches Gespräch mit den Instanzen 
vor Ort.
C&W: Ihre Verfahrensordnung schreibt vor, dass im 
Streitfall ein Konsens mit den kirchlichen Instanzen 
herzustellen ist. Sie können also nicht selbstständig 
entscheiden, ob ein Tathergang im Streitfall plausibel 
ist oder nicht. Ist das noch unabhängig?

Reske: Die Verfahrensordnung ist hier unvollstän-
dig. Sie regelt nicht, was zu tun ist, wenn sich der 
Konsens nicht herstellen lässt. Mein Vorschlag: Hier 
sollte das Plenum der UKA das letzte Wort haben. 
In der Praxis spielt das aber zum Glück so gut wie 
keine Rolle. Die überwiegende Zahl der Anträge 
geht mit positiver Plausibilität bei uns ein, geschätz-
te 95 Prozent.
C&W: Der Betroffenenbeirat der Bischofskonferenz 
hat Ihre Arbeit heftig kritisiert. Die ausgezahlten 
Summen seien zu niedrig. Die Bescheide seien nicht 
nachvollziehbar und hätten bei Betroffenen zu  
Retraumatisierungen geführt. Das ganze System  
müsse reformiert werden. Was sagen Sie dazu?
Reske: Wenn ich neues Leid hervorgerufen hätte, 
fände ich das bedauerlich. Ich nehme die Kritik ernst 
und nehme zugleich wahr, dass sich immer wieder Be-
troffene bei uns melden und sich bedanken, dass ihr 
Leid endlich gesehen wird. Die uns vorliegenden Fälle 
sind sehr unterschiedlich. Jedem Fall gerecht zu wer-
den, ist schlicht unmöglich. Wir tun unser Bestes.
C&W: Wie verträgt es sich mit Ihrer Unabhängigkeit, 
dass die Bischöfe die Auszahlungssumme erst einmal 
bei 50.000 Euro pro Fall gedeckelt haben?
Reske: Die UKA legt die Leistungssumme fest. Der 
Zahlungsrahmen orientiert sich ausschließlich am 
oberen Rahmen der durch staatliche Gerichte in ver-
gleichbaren Fällen zuerkannten Schmerzensgelder. 
Außerdem ist der Wert von 50.000 Euro keine 
Höchstgrenze für die Anerkennungsleistung, sondern 
der Wert entscheidet nur darüber, ab wann die Zu-
stimmung der kirchlichen Institution eingeholt wer-
den muss.
C&W: In Ihrem Tätigkeitsbericht für 2021 stehen die 
50.000 Euro auch.
Reske: Ich könnte auf die Nennung der Zahl verzich-
ten. Sie ist irreführend. Jeder Fall muss individuell 
betrachtet und bemessen werden. Die Betroffenen-
schicksale sind, wie gesagt, unterschiedlich. Das müs-
sen wir berücksichtigen, um keine neuen Ungerech-
tigkeiten zu schaffen.
C&W: 2021 haben Sie pro Fall durchschnittlich 
21.000 Euro zuerkannt. 46 Prozent der Antragsteller 
bekamen 10.000 Euro oder weniger – und da sind  
bereits geleistete Zahlungen miteingerechnet. 21.000 
Euro – dafür bekommt man gerade mal einen Klein-
wagen. Ist das gerecht?
Reske: Sie brauchen einen Bezugsrahmen, und die 
von staatlichen Gerichten in vergleichbaren Fällen zu-
erkannten Schmerzensgelder sind eine probate Grö-

ße. Davon abgesehen: In besonders 
schweren Einzelfällen sind wir über 
die 50.000 Euro hinausgegangen. 
Und das zum Teil deutlich. Im letzten 
Jahr war das in etwa acht Prozent der 
entschiedenen Anträge der Fall, die 
Quote dieses Jahr war ähnlich. 
C&W: Dazu braucht es aber den  
Segen des jeweiligen Bischofs.
Reske: Kein Bistum hat sich bislang 
widersetzt, wenn wir eine Summe jen-
seits der 50.000 Euro festsetzten.
C&W: Kennen Sie Lothar Jaeger? Er 
war auch Richter und hat das Stan-

dardwerk zur Schmerzensgeld-Thematik geschrieben. 
Deshalb nennt man ihn auch den Schmerzensgeld-
Jaeger.
Reske: Ja, ich kenne ihn und schätze seine Arbeit.
C&W: In der »Zeitschrift für Versicherungsrecht, Haf-
tungs- und Schadensrecht« schreibt er über die UKA: 
»Der unter Berufung auf die Rechtsprechung genannte 
Höchstbetrag des Schmerzensgelds von 50.000 Euro 
ist juristisch nicht haltbar, die Bemessung der bisher 
gezahlten Schmerzensgelder ist intransparent. Mate-
rielle Schäden oder Zinsen bleiben unberücksichtigt.«
Reske: Herr Jaeger hat nicht miterlebt, wie wir arbei-
ten. Er kennt die Akten nicht. 
C&W: Warum bleiben materielle Schäden wie Berufs-
auszeiten durch posttraumatische Belastungsstörungen 
unberücksichtigt?
Reske: Die Folgen eines Missbrauchs für den Lebens-
lauf sind für uns ein Bemessungskriterium. Die ein-
zige Entscheidungsgrundlage, die wir haben, sind die 
Angaben der Betroffenen sowie die gängigen Schmer-
zensgeldtabellen.
C&W: Der Bundesgerichtshof hat jüngst in einem  
anderen Kontext entschieden, dass Lebensbeeinträchti-
gungen bei der Festlegung von Schmerzensgeldsummen 
stärker zu berücksichtigen sind. Muss die UKA dem 
entgegenkommen und ihre Entscheidungen gegebenen-
falls nach oben korrigieren?
Reske: Ich kenne die Entscheidung des BGH und 
weise zugleich darauf hin, dass die UKA nach der Ver-
fahrensordnung über freiwillige Anerkennungsleis-
tungen ohne Rechtsanspruch befindet – und das auf 
Basis der geltenden Schmerzensgeldtabellen. 
C&W: Nur ist in denen der sexuelle Missbrauch von 
Kindern durch Kleriker gar nicht erfasst. Es gibt in 
Wahrheit keinen vergleichbaren Fall.
Reske: Eine hundertprozentig passende Bezugsgröße 
in den Schmerzensgeldtabellen gibt es deshalb nicht, 
auch wenn Kindesmissbrauch im weltlichen Kontext 
sehr wohl erfasst ist.
C&W: Dann müssten Sie es doch begrüßen, wenn  
das vor Gericht geklärt wird. Diesen Sommer hat  
der Betroffene Georg Menne in Köln eine Klage auf 
800.000 Euro Schmerzensgeld eingereicht.
Reske: Jedem Betroffenen steht der Klageweg offen. 
Das System der Anerkennungsleistungen ist eine Er-
gänzung. Es erfasst auch Fälle, die sich vor Gericht 
nicht oder nicht mehr beweisen lassen – für die Be-
troffenen ist das ein großer Mehrwert.
C&W: Bischöfe betonen gern die Freiwilligkeit. Dass 
die Kirche, wie der wissenschaftliche Dienst des Bun-
destags bereits 2010 festgestellt hat, als Institution 
haftbar sein könnte für die Taten ihrer Priester, wird 
weniger gern thematisiert.
Reske: Das ist eine Unterstellung. Das Prinzip der 
Amtshaftung kennt das Bürgerliche Gesetzbuch seit 
über hundert Jahren. Ein Betroffener kann sich jeder-
zeit darauf berufen. Ob eine Klage erfolgreich wäre, 
ist eine andere Frage.

»Wenn ich 
neues Leid 

hervorgerufen 
hätte, fände 

ich das  
bedauerlich.«
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Wie überwinde ich die 
Weltuntergangsstimmung?
Am liebsten würde man gerade einfach nur abschalten und nichts mehr mitbekommen.  
Sinnvoll ist das nicht. Warum es uns besser geht, wenn wir nicht wegschauen VON TATJANA SCHNELL

J e mehr wir erfahren über den Zustand der 
Welt, desto naiver erscheint eine optimisti-
sche Haltung. Wie können wir davon ausge-
hen, dass schon alles gut werden wird, wo so 
vieles schlecht ist? Und wie sollen wir uns mit 

all dem beschäftigen, was schlecht ist? Die Reaktion 
vieler Menschen ist, sich wegzuducken. Von der Pan-
demie will kaum jemand mehr hören. Der russische 
Angriffskrieg in der Ukraine ist präsent, aber seltener 
auf den Titelseiten. Die Revolution im Iran betrifft 
uns anscheinend nicht wirklich, und auf die aktuel-
len Erkenntnisse zu Klimawandel und Artensterben 
reagieren wir viel zu träge. In seinem Roman »Mann 
ohne Eigenschaften« bewunderte der österreichische 
Schriftsteller Robert Musil unsere Verblendungs-
fähigkeit, »mit deren Hilfe wir es zuwege bringen, 
neben den ungeheuerlichsten Dingen zu leben und 
dabei völlig ruhig zu bleiben, weil wir diese ausgefro-
renen Grimassen des Weltalls als einen Tisch oder 
einen Stuhl, ein Schreien oder einen ausgestreckten 
Arm, eine Geschwindigkeit oder ein gebratenes 
Huhn erkennen.« Aber selbst wenn wir den Schrei 
oder den ausgestreckten Arm erkennen – reißt uns 
das aus der Ruhe? Oder sind es gerade 
einfach zu viele Hilferufe, die wir 
hören und die wiederum dazu führen, 
dass wir wegschauen? 

Das Problem, aus einer Vielzahl 
von Möglichkeiten auszuwählen, ha-
ben wir bereits, wenn es um etwas 
Angenehmes geht – wie ein Marme-
ladenglas im Supermarktregal. Wie 
viel komplizierter ist die Frage, auf 
welchen Missstand ich eingehen soll, 
wo ich helfen will, wem ich meine 
Stimme verleihen kann. Diese Kom-
plexität kann lähmen. Hinzu kommt, dass mit der 
Zunahme der Krisen auch die breite Bevölkerung 
immer häufiger eine Erfahrung macht, die bisher vor 
allem typisch war für Pflege- und Rettungskräfte: die 
sogenannte Mitgefühlserschöpfung. Sorge kommt 
mit einem Preis, sagt der amerikanische Psychologe 
Charles Figley, der den Begriff prägte. Wenn wir uns 
einlassen auf das Leid anderer, lässt uns das nicht 
kalt. Allerdings kommt auch die Nicht-Sorge mit 
einem Preis. 

Die Forschung ist sich einig darin, dass wir Men-
schen eine natürliche Veranlagung zur Entwicklung 
von Empathie haben. Kinder entwickeln sie bereits 
mit zwölf Monaten, und verschiedenste Tierarten 
zeigen ebenfalls Formen von Mitgefühl. Unabhängig 
vom Alter geht Empathie mit Wohlbefinden einher. 
Auch wenn sie eigenes Leiden kurzfristig verhindern 
mag, ist eine Haltung der Gleichgültigkeit gegen-
über dem Leiden anderer also keine »natürliche«, er-
strebenswerte oder gar gesunde Reaktion.

Wenn ich mich mit all dem Leid konfrontiere, 
das zurzeit die Welt verdunkelt – wo bleibt dann 
noch Raum für Hoffnung? Die Psychologie kennt 
keine eindeutige Definition von Hoffnung. Meist 
versteht man darunter eine positive Erwartung, ge-
tragen von Optimismus, oft auch von unrealistischen 
Vorstellungen. Eine solche Hoffnung würde hinweg-
sehen über das, was ist, würde ein zu genaues Hinse-
hen vermeiden. Aber wir können auch anders hof-
fen. Realistisch hoffen. Die beste Umschreibung da-
für hat für mich der Schriftsteller und erste Präsident 
der Tschechischen Republik, Václav Havel, formu-
liert: »Hoffnung«, sagt er, »ist nicht die Überzeu-
gung, dass etwas gut ausgeht, sondern die Gewiss-
heit, dass etwas sinnvoll ist, egal wie es ausgeht.«

Havel verschiebt damit den Fokus: von der schwer 
vorherzusagenden Zukunft in die Gegenwart, in der 
wir tätig sein und sinnvoll handeln können. Das 
kann für jede und jeden anders aussehen, je nach-
dem, was wir mitbringen, was wir können, wie viel 
Zeit wir haben. Befragungen und Beobachtungen 
zeigen, dass wir als sinnvoll erleben, was zu uns passt, 
was unseren Werten entspricht, unserer Person, unse-
rem Lebensentwurf. Wenn Introvertierte in Ruhe 
überlegen und handeln können, wenn Kreative Ge-
staltungsfreiraum haben, wenn Mütter Mütter sein 

können und Nichtmütter Nichtmüt-
ter. Sinn erleben wir, wenn wir mit 
unserem persönlichen Beitrag etwas 
verändern können, in der Gemeinde, 
im Beruf, im Leben einer geliebten 
Person. Und wenn wir dabei Teil von 
einer Idee oder einer Gemeinschaft 
werden, die uns herausholt aus Isola-
tion und Düsternis – oder beides gar 
nicht erst aufkommen lässt. 

Wer Hoffnung aus sinnvollem Handeln schöpft, 
scheint besser gewappnet zu sein, Krisen zu bewälti-
gen. Das zeigen Studien zum Erleben der Covid-19-
Pandemie. Die Voraussetzung dafür ist, sich damit 
zu beschäftigen, was man als sinnvoll erachtet. Das 
kann anstrengend sein, aber auch spannend und 
wertvoll: Weil die Sinnsuche dabei hilft, zu entschei-
den, was die eigene Rolle sein kann. Weil sie verhin-
dert, dass ich mich im Aktionismus verliere, in Be-
reichen lande, in denen ich fehl am Platz bin. Selbst-
kenntnis ist ein notwendiger Ausgangspunkt für au-
thentisches Handeln. Und der Schritt von der Re-
flexion zum Handeln ist wichtig, nicht zuletzt für 
unsere seelische Gesundheit. Tätig sein, wenn auch 
nur im Kleinen, hilft, Gefühlen des Kontrollverlusts 
zu begegnen. Es schafft Raum dafür, sich mit ande-
ren kritisch auszutauschen, anderen Perspektiven als 
den eigenen zu begegnen, zu sehen, dass man nicht 
allein ist mit seinen Sorgen. 

E benso hilfreich kann es sein, zu wissen, dass wir 
Menschen uns im Laufe der Evolution einen 
besonderen Sensor für Negatives angewöhnt 

haben. Es war überlebenswichtig, zu erkennen, wo ein 
gefährliches Tier lauerte, ob es Hinweise auf Gefahren 
gab. Die Sicherheit, die wir in vielen modernen Ge-
sellschaften kennen, hat unser Wahrnehmungsappa-
rat noch nicht umgesetzt. Dieser sogenannte »Negati-
vity Bias« sorgt dafür, dass wir nach einem Tag, der 
ganz gut verlaufen ist, mit hilfreichen Besprechungen, 
Fortschritten im Projekt, einem eher unangenehmen 
Gespräch mit einer Kollegin, einem Spaziergang 
durch den Park und einem guten Essen, am Abend 
unglücklich und besorgt im Bett liegen und denken: 
Scheißtag. Weil das unangenehme Gespräch in unse-
rer Wahrnehmung so viel schwerer wiegt als die schö-
nen und die gewöhnlichen Erfahrungen. 

Dieser Dominanz des Negativen lässt sich begeg-
nen, mit einem bewussten Perspektivenwechsel. 
Eine Möglichkeit wäre diese: Beenden Sie den Tag, 
entweder gemeinsam beim Abendessen oder ganz für 
sich, vor dem Einschlafen im Bett, mit einer Übung. 
Benennen Sie drei Dinge, die an diesem Tag gut 
waren. Für die Sie dankbar sind. Bei denen Sie sich 
über sich selbst gefreut haben. Die Ihnen nicht 
selbstverständlich erscheinen. 

Vielleicht erleben Sie etwas Ähnliches wie die 
vielen, die bestätigt haben, dass dies eine gute Er-
fahrung ist. Dass es das Herz und den Blick öffnet 
für das, was auch geschieht in krisenhaften Zeiten: 
dass Menschen ihr Bestes geben. Dass Solidarität 
sichtbar wird. Dass es auch auf Einzelne ankommt 
– dass es sich zu leben lohnt.

Tatjana Schnell, 51, widmet sich seit mehr als 20 Jah ren dem The ma Lebenssinn.  
Sie lehrt und forscht an der Nor we gi an School of Theo lo gy, Re li gi on and So cie ty  

in Os lo und der Uni ver si tät Inns bruck.
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C&W: Viele Fälle sind wohl mittlerweile verjährt. 
Sollte die Kirche deshalb auf der Verjährung bestehen 
oder aus moralischen Gründen verzichten, wenn es 
zur Klage kommt, was juristisch möglich ist?
Reske: Warum soll ich den Bischöfen sagen, wie sie 
ihre Arbeit machen sollen? Sie halten sich aus meiner 
auch heraus.
C&W: Weil Sie unabhängig sind und als ehemalige 
Richterin mit 40 Jahren Berufserfahrung sicher eine 
Meinung dazu haben.
Reske: Die habe ich, und weil ich unabhängig bin, 
werde ich keinen Rechtsrat erteilen.
C&W: 2019 stellte Stephan Ackermann, Bischof  
von Trier und damals Missbrauchsbeauftragter der 
Bischofskonferenz, das Papier einer unabhängigen  
Arbeitsgruppe vor. Darin wurden die Lebensbeein-
trächtigungen von Betroffenen berücksichtigt. Es sah 
Zahlungen von bis zu 400.000 Euro pro Fall vor. Die 
Schmerzensgeldtabellen werden, weil in Deutschland 
angeblich zu niedrig, als Bezugsgröße in dem Papier 
verworfen. Wäre das das bessere Modell gewesen?
Reske: In der Theorie sind auch andere Modelle vor-
stellbar. Ich hatte darüber nicht zu entscheiden. Das 
jetzige Modell ist für die Betroffenen jedoch eine we-
sentliche Verbesserung.
C&W: Das Papier von 2019 wurde von den Bischöfen 
einkassiert, weil es zu teuer war. Ist es das Primärziel 
des Anerkennungssystems, Kosten zu sparen? Bislang 
hat die UKA 38 Millionen Euro zuerkannt. Im ande-
ren Modell wäre womöglich eine Milliardensumme 
dabei herausgekommen.
Reske: Wie gesagt, es handelt sich um eine freiwillige 
Leistung. Um Kostenersparnis geht es nicht – mir 
und den Kommissionsmitgliedern schon gar nicht. Es 
geht uns vielmehr darum, den Betroffenen eine Kom-
pensation zukommen zu lassen, die das Leid zu lin-
dern hilft. Das ist unsere Motivation. Wir orientieren 
uns bei der Entscheidung ausschließlich an der 
Schwere des Einzelfalls. 
C&W: Aber viele Betroffene sind wütend: Nach  
Monaten bekommt man als Antragsteller einen Brief 
von der UKA. Da steht dann eine Zahl drin. Wie  
diese zustande kam, bleibt unklar. Eine Widerspruchs-
möglichkeit gibt es nicht.
Reske: Die Bischofskonferenz arbeitet an einer sol-
chen Möglichkeit. Wenn die da ist, werden wir so 
zügig wie möglich über die dann eingehenden Wider-
sprüche entscheiden. Aber Sie haben recht, eine Be-
gründung unserer Entscheidung ist in der Verfahrens-
ordnung nicht vorgesehen. Das würde die Bearbei-
tungszeit noch einmal verlängern. Hinzu kommt die 
Gefahr, dass eine solche Begründung Betroffene re-
traumatisieren könnte.
C&W: Das Fehlen einer solchen Begründung  
traumatisiert Betroffene aber womöglich auch.
Reske: Es ist eine hochsensible Thematik. Perfekte 
Lösungen gibt es nicht. Jede Entscheidung hat Fol-
gen. Diese Folgen gegeneinander abzuwägen, ist ex-
trem schwer.
C&W: Hand aufs Herz: Durchschnittlich 21.000 
Euro für einen Betroffenen. Das ist ein beschämend 
niedriger Betrag. Es muss Ihnen doch unangenehm 
sein, solche Entscheidungen zu treffen.
Reske: Es wäre mir unangenehm, wenn ein Betroffe-
ner nach den Schmerzensgeldtabellen mehr hätte be-
kommen müssen. Aber natürlich wiegen die Anerken-
nungsleistungen das erlittene Leid nicht auf. Als Juris-
tin und Vorsitzende dieser Kommission muss ich auf 
der Basis der Verfahrensordnung so entscheiden. Als 
Mensch habe ich aber natürlich Mitgefühl mit jedem 
einzelnen Betroffenen. Glauben Sie mir, diese Arbeit 
verschafft mir kein Gefühl der Befriedigung. Dennoch 
halte ich es für nützlich, dass einer sie macht.

»Der  
Dominanz  
des Negativen 
lässt sich  
begegnen.«
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Schmerzhafte Genese

2019 stellte Stephan Ackermann, damals 
Missbrauchsbeauftragter der Deutschen Bi-

schofskonferenz, bei der Herbstvollversamm-
lung in Fulda ein Anerkennungsmodell vor. 
Das sah einen bistumsübergreifenden Ent-

schädigungsfonds und Zahlungen von bis zu 
400.000 Euro pro Missbrauchsfall vor. Die 

Deutsche Ordensoberenkonferenz und einige 
Bistümer protestierten: Zahlungen in der 

Höhe seien nicht leistbar. 2020 präsentierten 
die Bischöfe bei der Frühjahrsvollversamm-

lung in Mainz die Überarbeitung des Modells. 
Nun war nur noch von Zahlungen bis 50.000 
Euro die Rede. Gleichzeitig verkündeten die 
Bischöfe die Gründung einer Unabhängigen  

Kommission, die über die Höhe der  
»Anerkennungsleistungen« zu entscheiden hat. 

Es war die Geburtsstunde der UKA.
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